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Mittwoch, den 14 October 1801. Siebentes Quartal. Den 21 Vendémiaire. X.

Helvetische Tagsatzung.

Zwey und zwanzigste Sitzung, 10. Weinm.
Präsident: Kühn.

Die Gemeindskammer von Wiflisbnrg begehrt in

einer Zuschrift daß wsftrn das iüngsthin an die Tag-

satzung gelangte Ansuchen der 4 dortigen kleinbürger,

lichen Familien, in Betreff der Ausübung ihrer poli,

tischen Recvte, auch auf mehreren Genuß von Gemeint».

Gütern Bezug haben sollte, dasselbe ihr zur Eikilegung

ihrer Gegengnmde mitgetheilt werde.

Nach Anhörung der in der gestrigen Sitzung nie-

dergesezten Commißion wird folgender Beschluß an-

genommen:
„Die helvetische Taglatzung — in Erwägung:

daß die Bürger Müller, Altlandammann und Alvns

Reding, als Deputirte der Cantone Uri und Schwyz

nur unter der ausdrüklichen Bedingung angenommen
wurden» daß dieselben sich den gemeinsamen Verbind-
Nchkeilen aller übrigen Glieder der Versammlung zu

unterziehen haben ; — in Erwägung, daß die erste die-

ser Verbindlichkeiten in der Unterwerfung der Minder-
heil unter die Beschlüsse der Mehrheit besteht, und daß

ohne die Beobachtung dieser wesentlichen Grundregel,

jede berathschlagende Versammlung sich in einem fort-
daurenden Zustand voir Auflösung befinden müßte; —
in Erwägung endlich, daß die Dcputirten zur helve,

tischen Tagsatzung nicht die Stellvertreter ihrer Can-

tone, sondern des helvetischen Volkes sind,

beschließt:
Die Erklärung welche die Bürger Müller, Altland.

Bmmann, Aloi's Reding, und von der Flue, Ab.
gesandter von Unterwaldcn, am yten Oktober der

Tagwtzung übergeben, und darinn ihren Entschluß

fi .y von derselben zurükznziehe» eröffnet haben, kann

m knn.-lî Betracht genomnun werden; und es

kann diese willkürliche Entfernung dreyer Indivi-

duen, keinen Einfluß auf den Gang und auf dir
Arbeiten der Tagsayung, welche fortdaurend Stell-
Vertreter des gesamten helvclifchcn Volkes ist,
haben. "

Die Berathung über die Grundlagen der Verfassung
wird fortgefezt:

Der das Verhältniß der Kirche zum Staat betref.
fende Artikel wird der Commißion zu näherer Prüsunz
zurükgewieftn.

Folgender Artikel wird angenommen:

„ Dir Behörden jedes Cantons verfügen über die
Besoldung der Geistlichen ; — sie leiten dem Gesetze ge«

maß, die Erzichungs- und Unterrichtsanstalten des

Cantons; sie haben die Aufsicht über Kirchen ° und
Gememdgüter, und besorgen das öffentliche Uuterstur.
zungswefcn. Die übrigen Verwaltungsgegenstände >mr-
den von ihnen nach den Gesetzen besorgt. "
Drey und zwanzigste Sitzung, 12. Weinm.

Präsident: Kühn.
Der Präsident legt der Versammlung folgende an

sie eingelangte Schriften vor:
1. Vorstellungen der Munizipalität von Vremgartc»,

über vorgegangene Unregelmäßigkeiten bey Sammlung
von Unterschriften für die Selbstständigkeil des Can-
tous Baden.

2. Begehren verschiedener Munizivalitätcn des Di-
strikts Gallstal, daß die Wahlen dec neuen CantonS.
Behörden von Solothurn, nicht der Cantonstagsatzu.îg
überlassen werden möchten.

Drey Zuschriften der Munizipalitätcn von So-
lothurn, Mümliswyl und Laupenstorf, worinn sie an.
zeigen, daß ihre Gemeinden den Verfassungsentwurf
der Majorität ihrer Cantonstagfatzung angenommen
haben. — Die Versammlung in Hinsicht auf die Un.
regelmäßigkcit einer solchen Annahme, verweiset diese

Zuschriften an den Vollziehungsralh.
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Die Berathung über die Grundlagen der Verfassung

wird fortg.ftzt:
Der Artikel über Natioualgüter und Regalien ,c.

wird bis nach endlicher Anahine derjenigen über Zehnden
und Bodcnzinse vertaget.

Folgende Artikel werden angenommen i

„Es giebt CaytvnS. und Staatsausgaben, deren

allgemeine Uebersicht in der Verfassung bestimmt wer.
den soll."

„Jeder Canton hat seine besondere Organisation;
diese Cantonsorganisalionen sollen von der allgemeinen

Tagsatzung gepcüfl und einregistrirt werden, in so

fern sie nichts der allgemeinen Verfassung oder der

Freyheit und Gleichheit der politischen Rechte der Bür>

ger zuwiderlaufendes entHallen. "
„Wenn die Cantonsorganisationen einregistrirt sind,

so können dieselben ohne Zustimmung der Ccntralge.
wall nicht abgeändert werden. "

„ Die richterliche Gewalt soll abgesondert und un»

abhängig von jeder anderen eingerichtet, und die Rich-
ter für ihre Verrichtungen nur dem Gesetze verantwort-
sich seyn- " ^

Die Versammlung beschließt, die bisher angenommc-

wn Grundlagen an die Cvmmißion zurükzuscndew, die

mit Beschleunigung eine denselben anpassende endliche

Abfassung des gesamten Versassungscntwurfes vorlegen

soll. — Sie beschließt weiter, eS soll alsdann dieser

Entwurf abschnittweise berathen, und artikelweise durch

Ja und Nein darüber abgestimmt werde».

Folgende Botschaft des Voilziehungsraths wird ver-

lese» :

Bürger Ncprcsentanten!
Die Verlegenheit in welcher der Vollziehungsrath

durch die einfache Mittheilung der von den Dcvutirtcu
Müller', Aloys Reding, und Vonflue, gegebenen Er-
klärung verftzt wurde, war so groß, als seine durch

dieselbe erregte Verwunderung. Unbekannt mit dem von
der Dtete angenommenen Geschäftsgänge und ihren
beabsichtigten Organisalionsformen, was konnte der

Votlzichuugsrath unternehmen, ohne bey jedem Schritte
zu fürchten, er möge über die Grenze ftiner Befugnisse

in das Gebiet der wichtigsten Verhandlungen schreiten,

womit Sie B. Representanten befaßt sind. Ja er mußte

besorgen, daß seine Maßregeln mit Ihren Wünschen

und Absichten nicht übereinstimmen, ihnen sogar ent-

gegen seyn könnten.

Der Vollziehungsrath mußte flch demnach einzig auf
die Vorkehrungen beschränken, die gegen Unordnung

und Anarchie in den Cantonen Schwpz, Uri, und
Untermalden sichern sollen, und dieses hat er wirklich
gethan in dem Maaße ftiner Kräfte.

Aber Bürger Representanten, diese Kräfte einer an
sich immer beschränkten provisorisch^ Regierung, sind
bey uns auf den iezten Punkt ihrer schwachen Wirk,
samkeit gebracht. Sie stehen in keinem Verhältnisse
weder mit dem Gährungsstosse der in allen Cantonen
zur Unordnung reift, noch mit der allgemeinen Schlaff,
heit, die in eben dem Grade znniint, in welchem die
Verhandlungen der Diete verlängert werden. Ein jeder
Tag, der ohne zum Resultate zu führen, vorübergeht,
mindert die würkenden Mittel der öffentlichen Gewal.
ten, und schwächt die Bande der Republik, die bis
jezr ihre Theile zusammenhielten.

In Namen des Vaterlandes und der guten Sache,
und im Gefühle der dringendsten Nothwendigkeit, ladet
Sie daher, Bürger Representanten, der Vollziehungs.
Rath heute ein, durch Beschleunigung Ihrer Arbeiten
die Drangsalen abzuwenden» die uns bedrohen, lmd
ohne Aufschub durch eine Versassung das Vaterland
zu retten.

Dieses Bürger Representanten — ohne Bedenken
darf es der Voltziehungsrath sagen — dieses ist ihre
erste und heiligste Pflicht.

Gefetzgebender Rath, 9. Sept.
Fortsetzung.

Folgende Botschaft wird verlesen nnd an die Cr«

vilgefttzgebungs-Commißion gewiesen:
B. Gesetzgeber! Der Vollz. Rath ersähe aus dem

Gefttzesvorschtag vom z i. August die Sorgfalt, mit
welcher Sie B. G. zu verhüten die Absicht haben, daß
eine Parthey nach verlangter Cassation ihre Rechte nicht
aus Unwissenheit zu versäumen ausgesezl ftye; das
vorgeschlagene Milles aber scheint dem Vollz. Rath
überflüßig und selbst von nachtheiligcn Folgen.

Der §. 56. der provisorischen Organisation deS

obersten. Gerichishofs bestimmt schon zum voraus das

Tribunal, a» welches ein caßirles kantvnsgerichtliches
Urtheil in Civilsachen gebracht werde» solle, und das
Gesetz vom i;. May entwickelt diesen H. noch dcutli.
cher, da er ausser der Behörde, vor welche das caßine
Urlheil gebracht werden soll, auch noch die Parthey
und die Zeit, in welcher sie ihre Streitsache fortführen
solle, bestimmt ausweist, und die Versäumuiß mit der

Strafe des Verlusts ihrer Rechtssache belegt. Die



Gesetze wurden gedrutt und öffentlich bekannt gemacht,

so baß es überflüßig scheinen dürste, darüber neue ge.

schliche Vorsorge zu ergreife».

Die Aufmerksamêeil des Volks auf die Gesetze, unser

denen es steht, muß befonders auch dnrch die Wich,

tigkcii ihrer Folgen gereizt werben. Verfügungen dieser

Art würden im Widerspiel nur Gleichgültigkeit und

Unachtsamkeit auf die Publikation der Gesetze erzeugen,

die Anzahl der Gesetze selbst unnöthigerweise vermehren,

den Beweggründen und Entschuldigungen der Unwisscn.

hell ein größeres Gewicht beylegen und der Chicane

eben so vielfältige Mittel an die Hand geben, als den

ordentlichen Rechtsgang hemmen. Um den Folgen der

Unwissenheit vorzubeugen, müßten ebenfalls noch andere

Rechtsmittel, die die Partheyen zur Verführung ihrer

Rechtsfachen anzuwenden haben, den Urtheilen beyge-

fügt werden und so müßte zulezt jedes Urtheil mit einem

Anhang verschiedener Gesetze begleitet werden, die den

Partheyen allenfalls zu kennen nöthig seyn dürsten.

Die daherige Verpsiichlung, die den Gerichten auftr-
legt würde, wäre selbst ihren eigentlichen Wichten
enlgegengestzt, indem der Richter nicht die Partheyen
anweisen kann, wie und nach welchen Gesetzen fie ihre

Sache verführen sollen. Jede derselben soll, wenn sie

vor den Richter tritt, jene Gesetze kennen, die zum

Behuf und zur Verführung ihrer Sache dienlich sind;
und da diesen überlgsscn seyn muß, sich der nöthigen
Rechtsmittel zu bedienen, so kann d«e paßive Stellung
des Richters, die ihn verpfiichiet, nur auf das von
demselben in contracliâorio Vor. und Angebrachte zu

urtheilen, nicht abgeändert, »och er angehalten wer.
den, seinem Urtheile fremdartige Gegenstände beyzufügen.

In allen Fällen, wo das Gesttz die Behörde, an

welche ein caßirtes Urtheil gebracht werden soll, nicht

zum voraus bestimmt, wie in den U. 56 und e? des

Gesetzes über den obersten Gerichtshof und den §. 6
des Gesetzes vom 20. Hormmg 1800, fügt der oberste

Gerichtshof seinen Urtheilen immer den Name» der

Behörde bey an welche die Sache gebracht werden soll.

Der Voll;, Rath glaubt mithin Ihnen B. G. de.

merke» zu können, daß Ihre sorgfältige Absicht durch

andere Mittel erreicht werden könnte, wenn nämlich

vermittelst einer Publikation von Seite der vollzieh.

Gewalt, das Volk auf das Gesetz vom i;> May »800 I

und seine Folgen neuerdings aufmerksam gemacht würbe.

Der Vollz. Rath labet Sie daher B. G. ein, diese

Bemerkung ihrer fernern Prüfung zu unterwerfen
Auf deu Vortrag der Coustitul. Commißion werden

die folgenden bey ihr zurükgebliebnen Gegenstände, M
keiner wettern Verfügung benölhigt, zu den Acten ge»
legt, die 7 lezcern aber, als auf die Verfassung sich
beziehend, an die helvetische TagsaAmg übergeben:

1. Zuschrift des B. Distriklsstalthalters von Mendris
C. Lauis, wegen Verminderung der Anzahl der Beam»
ten, besonders der Distriklsrichter, vom 21. März .801.

2. Zuschrift der Munizipalität Lauis, wegen Be-
schteunigung einer angemessenen Verfassung, vom 2 z»
April 1801.

z. Austrag an die Constit. Commißion wegen des
verfassungsmäßig aufzustellenden Grundsatzes: Daß
der Gottesdienst der katholischen und evangelischen Kirche
eines besondern Schutzes gemessen solle (14, März »8°°).

4> Gedanken des B. Chesaux, Muniz. Präsident zu
Lavey C. Leman, über die Grundlage der Staarsvcr-
fassn,g (»8. März igoi).

5. Wunsch der Mumzipalitälen des ganze» Distrikts
Martigny C. Wallis, mit Helvetic» verein! zu bleibe!,

hi:. April 1801).
6. Voistelung der obersten Behörden des Cantons

Thurgau, sur die Selbstständigkeit dieses Eautous, und
gegen seine Vereinigung mir dem Canton Schafhausm
(l l. Juni 1801).

7. Bemerkungen der Munizipalität St. Gall n,
über die im Verfassungscntwurf vorgeschri bne Wahlakt
zu den Cantonstagsatzungen (,z. Juni »goi).

L> Botschaft des Vollz. Raths und Einfrage der
Gemeinden Münchwyler und Clavcleyer, ob sie künftig
nach Frydurg oder Bern eingetheilt seyen (20, Aug, r 80 <

y. Sämtliche Vorstellungen und Gegenvorstellungen
wegen Bestimmung von Bellenz oder Lauis zum Haupt-
ort dieses vereinle» Cantons (Jenner bis Aug. »8oi).

Folgende Botschaft wird verlesen und an die Finanz-
Commißion gewiesen:

B. Gesetzgeber! Sie haben dem Vollz. Rath am
2z. May eine Bitischrist und Gegenvorstellung der Ge»
rechtigkeitsbesitzer von Stallikon Distr. Metmenstättm
C. Zürich, in Betreff der Theilung ihres gemeinen Lau-
des, die sowohl in ihrem Schluß als in wesentlichen
Thatsachen einander widersprachen, überwandt, mit
der Einladung, diesen Gegenstand durch sachkundig?
und unparlhcyische Personen untersuchen und derichik»
gen zu lassen, und das Resuttat dieser Untersuchung
nebst den bestimmten Angaben, die das Gesttz vom
12. Dec. r8oo vorschreibt, von beyden Theilen abM
fodern.
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Dieses Resultat ist in beyliegenden Schriften enthal-

ten; die Gerechtigkeitsbesitzer haben, sich nun über diese

Sache vereinigt und die Theilungsbedinge entworfen,
welche Ihnen B. G. samt den erster» vorgelegt werden,

deren Rüksendung sich der Vvllz. Rath ausbittet, sobald

Sie darüber einen Entscheid werden genom»:en haben.

(Die Fortsetzung folgt.)

Weitere von der zu Revision des Mumzipali-
cätsgesetzesniedergeseztenComißiou des ge-
Wg. Rathes vorgetragene Gesetzvorschläge.

Gesetzvorschlag
über die Aufnahme in die Bürger- oder

Heimatsrechte.
Der gesetzgebende Rath — Nach Anhörung der zur

Revision des Munizipalitälsgefttzes verordneten Coin.

Mission;

In Erwägung daß die durch die Gesetze vom i z.

Hornung >79? beybehaltenen Heimats- oder Bürger-

Rechte, wenn die Zahl ihrer Genossen t» -ine», mit
der Ausdehnung und den Hülssquellen des Gemeinde-

Bezirks unverhältnißmäßigen Grade zrmimc, ihres Zweks

l üknchtlich ans die Verpstegung threr Armen zum Nach-

theil des Staats verfehlen;

In Erwägung, daß dieselben da, wo der Genuß

beträchillcher Gcmeindsgüker m,r ihrem Besitz verbun-

den ist
< wenn die Zahl ihrer Genossen allzulief sinkt,

sowohl durch Anhäufung allzu vieler Nahrungsquellen

in die Hände von wenigen, als durch Eriödung aller

Betriebsamkeit, dem aligemeinen Wohl nachtheilig

werden können; .beschließt:
r. In jeder Gemeinde, deren Genossen in ein Hei-

mats - oder Bürgerrecht vereinigt sind / soll eine Zahl
als Maximum bestimmt werden, über die hinaus die

Anzahl der Gememdsgenvssm durch keine neue Auf-

nähme vermehrt werden darf.
2. Gleicher Gestalt soll eine Zahl als Maximum

ftstqeseft werden, unter die hinab die Anzahl der Ee-

,.offen eines Heimats- oder Bürgerrechts niemals fal-
ten' zoll.

Die Bestimmung beyder dieser Zahlen soll nach

dem Verhältniß der Hülssquelien, die jeder Gememds-

Bezirk seinen Bewohnern darbietet, besonders den nach

der Velrächtlichkeit und dem Werth der denn Heimats-
oder Bürgerrcchtsgenossen zustehende» Gmicindsgüler

gêàhcn, so daß àsihells tue mögliche Anzahl der

Armen ohne Beschwernisse für den Staat und ohne

allzugroße Last fur die Gemeindsgenossen verpsiegt wer«
den können; und anderkheils der Genuß der Gemeinks-
guter für den einzelnen Genossen nicht allzubcträchl-
lich werde.

4. Die Verwaltungskammcr des Cantons, nachdem
sie sich vorhin von jeder Gcmcindskammer einen Be.
richt und alizälligen Vorichlag wird haben vorlegen
lasse», wird dieses Maximum und Minimum für jede
Gemeinde festsitzen, und össenlilch b.kannt machen lassen.

5. Wen» eine Gemeinde, deren Gcnossenzahl all.
bereits das ftstgesezte Maximum erreicht, zur Annahme
eines neuen Genosse» schreitet, so,ist diese Annahme
ungültig, und die Gemeinde verfällt in eine Geldbuße,
die bis auf ioo Fr. steigen kann.

s. Jede Gemeinde, deren Anzahl Genossen unter
das ftstgesezte Minimum fällt, ist so fort zu Annahme
neuer Gemeindsgensssen gehalten, unterlassenden Falls
die Verwaitnngskammer die Fehlenden auS der Zahl

^

der einkorporirten Landseinsassen ergänzen wird.
7. So lange die Zahl der Gemeindsgenossen jwi-

sehen das ftstgesczie Maximum und Minimum fällt, ist
jeder Gemeinde freygestellt, ob und unter welchen Be-
dingungen sie lemand IN ihr Bürger- oder Heimatrecht
aufnehmen wolle.

8. Keine Gemeinde darf einen Fremden in ihr Het,
mac, oder Bürgerrecht aufnehmen, er habe dann die
Bewilligung, ein solches zu erwerben, von der hoch--
sten VoUziehungäbrhürVe erhalten.

Die aus diese Bewilligung geschehene Annahme er.
hält aber nur dennzumal gesetzliche Kraft, wenn die
Naturalisiuion ves Fremden von der höchsten Vollzie.
hungsdehörde wirklich ertheil!», und die betreffende
Gemeinde dessen berichtet wird, in welchem Fall erst
sie den Bürgerbrief ausfertigen, und an die vollziehende
Gewalt gelangen lassen soll.

Jede dieser Vorschrift zuwiderlaufende Aufnahme in
ein Helmaisrecht und Herausgabe eines Bürgerbriefs
ist ungültig, und kann die fehibare Gemeinde mit
einer Busse, die bis auf roa Franken steigen kann,
belegt werden.

9. Die von den Gemeinden ertheilte Bürgerbriese
sollen alle, nach dem diesem Gesetz beygeoedueren For-
muiar ausgefertigt werden.

10. Die Anttel »o, n, 12, i?, 14, ,5 und
16 des Bürgrrrechcsgcsetzes vom r;. Hornung 1799,
ferner das Gcsitz vom so die

Artikel des vbcrwähntc» Gesetzes

lediglich suspenbirt, sind jurakgenommen.
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